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Die Neuregelung der Mängelansprüche des Käufers 
im Zivilgesetzbuch

Der Dualismus zwischen den Gewährleistungs­
ansprüchen und der Garantie im geltenden Recht
Auf Grund des geltenden Kaufrechts werden von 
Theorie und Praxis zwei selbständige Rechtsinstitute 
der Verantwortlichkeit für Sachmängel unterschieden: 
die Gewährleistungsansprüche des BGB (§§ 459 ft.) und 
die praeter legem entwickelte Garantie. Diese Unter­
scheidung wurde folgerichtig in das sozialistische Wirt­
schaftsrecht übernommen und ist im Vertragsgesetz 
(§§ 61 ff., §§ 67 ff.) durchgeführt, wobei die Gewährlei­
stungsansprüche hier allerdings eine gegenüber dem 
geltenden Zivilrecht in wesentlichen Punkten abwei­
chende Regelung erfahren haben.
Die Zweiteilung der beiden Rechtsinstitute im gelten­
den Zivilrecht wird trotz gelegentlicher Kritik1 im all­
gemeinen als selbstverständlich und notwendig hinge­
nommen. Gewährleistung und Garantie dienen jedoch 
dem gleichen Ziel. Die politische und ökonomische Be­
deutung der Verantwortlichkeit für die Qualität der 
Produktion, insbesondere der Konsumgüterindustrie, ist 
in zahlreichen Beschlüssen und Dokumenten von Partei 
und Regierung hinreichend belegt worden.
Der Bevölkerung gegenüber ist in erster Linie der Ein­
zelhandel für dia Qualität der von ihm verkauften 
Waren verantwortlich. Er hat die Möglichkeit, das Recht 
und die zivilrechtliche Pflicht, die Interessen der Be­
völkerung gegenüber der Produktion zu vertreten, auf 
die ständige Verbesserung der Qualität hinzuwirken 
und nicht qualitätsgerechte Produkte zurückzuweisen.
Diese zivilrechtliche Verantwortlichkeit des Handels 
schließt aber nicht die ebenfalls bestehende unmittel­
bare Verantwortlichkeit der Produktionsbetriebe gegen­
über der Bevölkerung aus. Völlig zu Recht beruft sich 
daher der Beschluß 48/2 des Präsidiums des Minister­
rates vom 15. November 1956 in bezug auf den Kunden­
dienst der Herstellerbetriebe auf deren zivilrechtliche 
Verpflichtungen gegenüber den Käufern ihrer Erzeug­
nisse2.
Die gemeinschaftliche Verantwortlichkeit von Handel 
und Produktion gegenüber der zu versorgenden Bevöl­
kerung für die Qualität der Erzeugnisse kann nicht ohne 
weiteres dem herkömmlichen schuldrechtlichen Begriff 
der Gesamtschuldnerschaft zugeordnet werden. Die ge­
meinsame Verantwortlichkeit hat vielmehr zur Voraus­
setzung und Folge eine enge sozialistische Gemein­
schaftsarbeit zwischen Handel und Produktion mit dem 
Ziel, die Bevölkerung Sortiments- und qualitätsgerecht 
mit Waren zu versorgen. Daraus folgt, daß bei Qua-

1 Z. B. Linden. Vertragssystem 1958, S. 37 ff. und 311 ff. sowie 
Vertreter der sozialistischen Handelsgarantie, z. B. Schneider, 
Vertragssystem 1957, S. 15.
2 Zitiert bei Stolz, Die Garantie für technische Gebrauchsgüter; 
Berlin 1959, S. 37, Anm. 52.

Schluß des Beitrages von S. 486
3. Es bedarf keines qualifizierten Tatbestandes mit be­
sonderer Strafandrohung für die im Entwurf vorgesehe­
nen Fälle (evtl, bei wiederholtem rowdyhaften Ver­
halten).

4. Die Strafbestimmung gegen das Rowdytum sollte 
subsidiären Charakter haben und für sich allein nur 
angewendet werden, wenn in den zur Störung der 
öffentlichen Ordnung verwendeten Mitteln keine straf­
bare Handlung liegt.

litätsmängeln Ansprüche des Käufers sich sowohl gegen 
den Handel wie gegen den Hersteller richten können. 
Die gesetzliche Zuerkennung dieser Ansprüche dient 
dem Käufer als Wiederherstellung der Verletzung des 
Prinzips der Gleichwertigkeit, damit als Schutz seines 
persönlichen Eigentums und in der Konsequenz der 
Korrektur einer Störung oder Verletzung des soziali­
stischen Verteilungsprinzips. Zugleich sind die gesetz­
liche Begründung und Geltendmachung dieser An­
sprüche des einzelnen Käufers Mittel zur Einwirkung 
der Bevölkerung auf Handel und Produktion, eine Form 
der Kritik der Verletzung der Pflichten des Handels 
und der Produktion. Sie sind weiterhin ein Mittel, das 
über die wirtschaftliche Rechnungsführung des Handels 
zum Hersteller zurückwirkt und die ökonomischen Fol­
gen der Verletzung der Qualitätspflicht wertmäßig er­
kennbar macht.
Die freiwillige Erweiterung der Verantwortlichkeit für 
die Qualität der Erzeugnisse durch die Übernahme einer 
zusätzlichen Garantie oder die Verlängerung der be­
stehenden Garantiefrist gründet sich auf die sozialisti­
sche Arbeit der Produktionskollektive (Bewegung 
„Meine Hand für mein Produkt!“). Die freiwillige Über­
nahme zusätzlicher Verpflichtungen ist aber keineswegs 
nur Angelegenheit der Herstellerbetriebe, sondern sie 
entspricht zugleich den Zielen der sozialistischen Ein­
zelhandelsbetriebe in ihrer Zusammenarbeit mit der 
Produktion. Das Handelsorgan soll deshalb gemeinsam 
mit dem Produktionsbetrieb und gestützt auf dessen 
gute Arbeit der Bevölkerung gegenüber die verbesserte 
Güte der Erzeugnisse und die dadurch ermöglichte Er­
weiterung der Garantie vertreten.
Dabei ist zu beachten, daß der Handel den Käufern 
grundsätzlich in erster Linie für die einwandfreie Be­
schaffenheit der Erzeugnisse einzustehen hat, daß aber 
im Bereich der vom Wirtschaftsrecht geregelten Koope­
rationsbeziehungen zwischen Handel und Produktion 
der Herstellerbetrieb dem Handel für die Qualität der 
Produkte und die Einhaltung der Garantiezusagen wie­
derum voll verantwortlich ist. Es liegt in der Funktion 
des Wirtschaftsrechts, zu gewährleisten, daß der vom 
Kunden in Anspruch genommene Handelsbetrieb sich 
seinerseits im vollen Umfang (gegebenenfalls unter Ein­
schaltung des Großhandels) an den Herstellerbetrieb 
halten kann, wenn er selbst seine Pflichten ordnungs­
gemäß erfüllt hat. Der Einwand, daß der Handelsbetrieb 
in diesen Beziehungen benachteiligt werde, kann für 
die Gestaltung des Kaufrechts nicht ausschlaggebend 
sein. Störungen in der richtigen Regulierung der Ko­
operation zwischen Handel und Produktion dürfen keine 
nachteilige Auswirkung auf die zu versorgende Bevöl­
kerung und auf die Rechte des Käufers haben3 4.
Der gegenwärtige Dualismus zwischen Gewährleistungs­
ansprüchen und Garantie ist keineswegs aus der unter­
schiedlichen ökonomischen Stellung der Handelsbetriebe 
und der Produktionsbetriebe oder aus besonderen Be­
dingungen ihrer Verantwortlichkeit gegenüber der Be­
völkerung entstanden. Die Ursachen liegen vielmehr in 
der überkommenen Struktur des geltenden Rechts. Mit 
Hilfe der Vertragskonstruktion werden zwei juristisch 
und inhaltlich völlig voneinander unabhängige Schuld-

3 Aus der richtigen Gestaltung des Kaufrechts müssen etwaige 
erforderlich werdende Konsequenzen für das Wirtschaftsrecht 
gezogen werden: das gilt insbesondere für die Schaffung einer 
ausreichenden Regreßmöglichkeit des vom Kunden in An­
spruch genommenen Handelsorgans, das selbst seine Pflichten 
erfüllt hat.

487


